Deutscher Bundestag Drucksache 11/2138 

11. Wahlperiode 

15.04.88 


Sachgebiet 780 


Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksachen 11/1760, 11/1761 — 


Agrarbericht 1988 

Agrar- und ernährungspolitischer Bericht der Bundesregierung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

a) Die Agrarkrise dauert unvermindert an. Viele Landwirte 
sind in Existenznot geraten. Fehlende Perspektiven für die 
Zukunft lassen die Unruhe im ländlichen Raum, insbeson- 
dere bei den jüngeren Menschen anwachsen. Der Deutsche 
Bundestag hat Verständnis für die zahlreichen Demonstra- 
tionen, in denen diese Unruhe auf dem Lande ihren Aus- 
druck gefunden hat. 

Die Einkommen der deutschen Landwirte befinden sich auf 
dem Stand von vor zehn Jahren. Geringfügige Einkommens- 
verbesserungen im Berichtsjahr ändern an dieser Talfahrt 
der Realeinkommen nichts. Diese negative Einkommens- 
entwicklung wird begleitet von 

— einem beschleunigten Strukturwandel; fast 27 000 
Betriebe gaben auf, mit 3,8 % hat sich die Abwande- 
rungsrate gegenüber dem Vorjahr mehr als verdoppelt; 
stärker noch war der Rückgang der Zahl der Lohnarbeits- 
kräfte, welche um fast 13 % niedriger lag; 

— einem drastischen Rückgang der Nettoinvestitionen, wel- 
che bei einer Verminderung um über 30 % den niedrig- 
sten Stand seit Jahren erreicht haben; 

— einer weiteren Verminderung der landwirtschaftlichen 
Vermögen; 

— einer nur mangelhaften Finanzausstattung der Voll- 
erwerbsbetriebe, von denen weniger als die Hälfte solide 
finanziert sind und von der Substanz leben; 
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— wachsenden Schwierigkeiten bei der Hofnachfolge vieler 
Betriebe. 

Die Einkommensunterschiede innerhalb der Landwirtschaft 
sind zu hoch, es besteht ein deutliches Nord-Süd-Gefälle, 
und der Einkommensabstand zu den gewerblichen Arbeit- 
nehmern ist weiter angewachsen. 

Im EG-Vergleich befindet sich die deutsche Landwirtschaft 
unverändert im unteren Teil der Einkommensskala. Die 
Realeinkommen liegen in einigen Partnerländern mehr als 
doppelt so hoch. Die Auflockerung des Systems des Wäh- 
rungsausgleichs durch die Beschlüsse des Europäischen 
Rats vom Juni 1987, welche den deutschen Landwirten 
zukünftig bei jeder Aufwertung der DM im EWS eine Sen- 
kung der nationalen Agrarpreise ohne Ausgleichszahlungen 
abverlangen, während die Mitkonkurrenten stets mit natio- 
nalen Preisverbesserungen rechnen können, haben die 
Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der deutschen Land- 
wirte weiter verschärft. 

b) Im laufenden Wirtschaftsjahr wird sich diese negative Ent- 
wicklung fortsetzen. 

Nach den Vorschätzungen des Agrarberichts werden im 
Wirtschaftsjahr 1987/88 die landwirtschaftlichen Einkom- 
men um durchschnittlich 7 % zurückgehen. Mit Ausnahme 
der Milcherzeuger müssen alle Betriebsarten mit zweistelli- 
gen Minusraten rechnen. Besonders bedrückend ist die 
Situation bei den Veredelungsbetrieben, welche im dritten 
Jahr hintereinander Einkommensverluste zu verzeichnen 
haben. Damit haben sich ihre Einkommen in diesem Zeit- 
raum praktisch halbiert. Aber auch die Getreideerzeuger mit 
einem Verlust von 19 % sowie Dauerkultur- und Gemischt- 
betriebe mit einem Minus von je 15 % werden hart getroffen. 
Selbst die Milchproduzenten, denen die Bundesregierung 
bei der Einführung der Milchquote stabile Preise verspro- 
chen hatte, müssen Einkommensbußen hinnehmen. 

Diese Situation wird sich weiter verschlechtern, wenn die 
von den Staats- und Regierungschefs am 12. Februar 1988 
gefaßten Beschlüsse zur Anpassung der Agrarpolitik zu 
Beginn des kommenden Wirtschaftsjahres verwirklicht wer- 
den. Werden die beschlossenen Garantiemengen vor allem 
bei Getreide, Ölsaaten und Eiweißpflanzen erwartungs- 
gemäß überschritten, so Werden die Preise für diese Pro- 
dukte in den kommenden Jahre automatisch gesenkt. Dabei 
müssen die Getreideerzeuger mit Preiseinbußen von insge- 
samt bis zu 12 % rechnen. Bei Ölsaaten sind bereits im 
kommenden Wirtschaftsjahr Preiseinbußen von ca. 20 % 
wahrscheinlich . 

Außerdem wird die EG-Kommission bei ihren Vorschlägen 
für die Festsetzung der Agrarpreise 1988/89 erneut eine 
Verschärfung der Interventionsbedingungen anstreben mit 
der Folge, daß weitere Einkommensverluste für die Land- 
wirtschaft vorgezeichnet sind. 
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c) Auch in der EG halten die Schwierigkeiten weiter an. Immer 
noch befinden sich große Mengen vor allem von Butter und 
Rindfleisch in den Lagerhäusern; sie werden auf dem Welt- 
markt verschleudert, während die EG Sozialschwachen in 
der Bundesrepublik Deutschland unentgeltliche Grundnah- 
rungsmittel in ausreichender Menge verweigert. Mit fast 
60 Mrd. DM haben die Aufwendungen für die EG-Markt- 
ordnungen weiter zugenommen. In drei Jahren ist eine Stei- 
gerung von 40 % zu verzeichnen. Wiederum mußten die 
Mitgliedstaaten durch nationale Zuschüsse die Finanzierung 
der Agrarpolitik sicherstellen, nachdem die Eigenmittel der 
EG erschöpft waren. Die von den EG-Staats- und Regie- 
rungschefs beschlossenen zusätzlichen Eigenmittel werden 
im EG-Haushalt 1988 bereits in vollem Umfang ausge- 
schöpft. Der unsichere Dollarkurs läßt die Finanzierung der 
Agrarmarktordnungen wöiter ungewiß. 

2. Der Deutsche Bundestag hält eine Neuorientierung der Agrar- 
politik für dringlich. 

Der durch die verfehlte Agrarpolitik bedingte ökonomische 
Zwang zu steigenden Erzeugungsmengen führte zu unfinan- 
zierbaren Überschüssen und steigenden Umweltbelastungen, 
ohne die Ziele des Marktgleichgewichtes und der Sicherung 
der landwirtschaftlichen Einkommen verwirklichen zu können. 

Nur durch eine stärker marktorientierte Ausrichtung der Agrar- 
politik kann die Stabilisierung der Agrarmärkte und des EG- 
Haushalts gelingen. Dazu gehört eine Rückführung des Instru- 
mentariums der Intervention auf seine ursprüngliche Funktion 
eines Ausgleichsmechanismus für saisonbedingte Angebots- 
schwankungen. 

Die stärker marktorientierte Preispolitik ist durch direkte, pro- 
duktionsneutrale Einkommenszahlungen zu begleiten. Aus- 
gleichszahlungen können bei Einkommenseinbußen aufgrund 
bestimmter ökologischer Auflagen und zur Förderung der 
Extensivierung, Umwidmung oder Aufforstung bisher intensiv 
genutzter landwirtschaftlicher Flächen gewährt werden. 
Soweit von den Landwirten Leistungen zur Pflege und Erhal- 
tung von Natur und Umwelt erbracht werden, können diese 
durch Bewirtschaftungsbeiträge abgegolten werden. Die dafür 
notwendig werdenden Kosten sind vor allem von den Haushal- 
ten des Bundes und der EG zu tragen. Das gilt auch für 
Ausgleichszahlungen für Nutzungsbeschränkungen in Wasser- 
schutzgebieten. 

Der Einführung einer Vorruhestandsregelung, durch welche 
das Ausscheiden älterer Landwirte und landwirtschaftlicher 
Arbeitnehmer aus dem Beruf erleichtert werden soll, kommt im 
Rahmen der Gesamtagrarreform besondere Bedeutung zu. 

Bei diesen Maßnahmen muß jedoch die Notwendigkeit der 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des ländlichen Rau- 
mes vor allem in benachteiligten Gebieten ebenso berücksich- 
tig werden wie die Belange des Natur- und Umweltschutzes. 
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Zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Land- 
wirtschaft bedarf es einer nachhaltigen Verbesserung der Er- 
zeugungs-, Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen. 
Dabei müssen die Vorteile der überbetrieblichen Zusammenar- 
beit stärker genutzt werden. 

Der Deutsche Bundestag spricht sich gegen eine noch stärkere 
Bürokratisierung der Agrarmärkte aus. Eine wirksame Agrar- 
reform erfordert mehr Flexibilität und weniger Dirigismus. 

3. Der Deutsche Bundestag stellt fest; 

Die Beschlüsse der EG-Staäts- und -Regierungschefs vom 
12. Februar 1988 zur Reform der Agrarpolitik können die Wei- 
chen für eine stärker marktorientierte Agrarpolitik stellen und 
damit zu einer Verminderung der Überschüsse führen. Zu 
bedauern ist j edoch, daß diese Beschlüsse - nicht zuletzt wegen 
des Widerstandes der Bundesregierung - zu spät und damit 
einschneidender für die Landwirtschaft ausgefallen sind als es 
bei einer früheren Beschlußfassung erforderlich gewesen wäre. 

Positiv zu bewerten ist die Absage der Regierungschefs an 
weitere dirigistische Eingriffe in die Agrarmärkte, wie die Ein- 
führung einer Abgabe auf pflanzliche Öle und Fette sowie die 
Einführung weiterer Quotenregelungen. 

Besorgnis muß jedoch erwecken, daß die EG -Regierungschefs 
die drängenden Einkommensprobleme der Landwirtschaft 
zugunsten der Marktstabilisierung vernachlässigt haben. Zwar 
ist ein weiterer Schritt hin zu direkten Einkommensübertragun- 
gen durch die Einführung eines Vorruhestandes und die Mög- 
lichkeit der Extensivierung bis hin zu Flächenstillegungen 
gemacht worden. Doch können diese Maßnahmen - auch bei 
Ergänzung durch das Programm zur Extensivierung landwirt- 
schaftlicher Nutzflächen - die mit der eingeleiteten restriktiven 
Preispolitik einhergehenden drastischen Einkommenspro- 
bleme kaum mildern. 

Völlig offen ist die Frage der Einführung eines Systems EG- 
weiter Einkommenshilfen zugunsten einkommensschwacher 
Betriebe sowie Rahmenbedingungen für nationale Beihilfe 
geblieben. Finanzmittel wurden nicht bereitgestellt. Für die 
zukünftige Entwicklung der Landwirtschaft in der EG aber 
kommt der Lösung dieser Frage zentrale Bedeutung zu. 

4. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

a) die Zeit des Vorsitzes im EG-Ministerrat zu nutzen, um die 
Verhandlungen über ein gemeinschaftliches System direk- 
ter Einkommenszahlungen voranzutreiben mit dem Ziel, 
spätestens am 30. Juni 1988 zu Beschlüssen zu kommen; 
dabei ist ein möglichst weiter nationaler Handlungsspiel- 
raum anzustreben, um die regionalen Gegebenheiten aus- 
reichend berücksichtigen zu können, 

b) die Beschlüsse der EG-Staats- und -Regierungschefs vom 
12. Februar 1988 zur Stabilisierung der Agrarmärkte und die 
begleitenden, einkommenswirksamen Maßnahmen, insbe- 
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sondere Extensivierung und Vorruhestand im EG-Agrar- 
ministerrat fristgerecht in rechtsförmliche Regelungen 
umzusetzen und bei den Verhandlungen über die Festset- 
zung der Agrarpreise für das Wirtschaftsjahr 1988/89 mög- 
lichst schnell zu konkreten Beschlüssen zu kommen, um den 
Landwirten endlich eine gesicherte Grundlage für ihre 
Zukunftsplanungen zu geben, 

c) bei der Festsetzung der Agrarpreise 1988/89 nationale Preis- 
anhebungen der Schwachwährungsländer durch Ab- 
wertung ihrer „ grünen " Paritäten zu verhindern, da sonst 
der Erfolg der eingeleiteten Sanierung der Agrarmärkte 
gefährdet wird, 

d) das EG-weite Programm zur Extensivierung und Stillegung 
landwirtschaftlicher Nutzflächen so rechtzeitig in der Bun- 
desrepublik Deutschland anzuwenden, daß die deutschen 
Landwirte spätestens 1989 Entschädigungszahlungen erhal- 
ten können; die Durchführungsbestimmungen für dieses 
Programm müssen derart ausgestaltet sein, daß auf den 
weiterbewirtschafteten Flächen eine verstärkte Intensivie- 
rung der Produktion verhindert und die Zielsetzung der 
Ausgleichszulage in benachteiligten Gebieten nicht beein- 
trächtigt wird, 

e) die EG-weite Vorruhestandsregelung gleichfalls ohne wei- 
tere Verzögerung in der Bundesrepublik Deutschland einzu- 
führen; dabei müssen sowohl ältere Betriebsinhaber als 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer gleichermaßen in den 
Genuß dieser Maßnahmen kommen, 

f) alle Anstrengungen zu unternehmen, um durch Schaffung 
gleicher Wettbewerbsbedingungen in der EG strikte Ein- 
haltung der Umweltvorschriften in alle Mitgliedstaaten und 
den Ausgleich währungsbedingter Nachteile bestehender 
Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen, 

g) sich für die Einführung EG-weiter, flächenbezogener 
Bestandsobergrenzen in der Tierhaltung zur Stärkung 
bäuerlicher Familienbetriebe und zum Schutz der Umwelt 
einzusetzen, 

h) bei der notwendigen Anpassung des Gesetzes „Gemein- 
schaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes " für eine stärker an den Zielen des Umwelt- 
und Naturschutzes orientierte Ausgestaltung vor allem der 
Ausgleichszulage in benachteiligten Gebieten und des Flur- 
bereinigungsgesetzes vorzunehmen, 

i) im Zusammenwirken mit der EG-Kommission baldmöglich 
eine Regelung für die ab 1989 notwendige Neuverteilung 
eines Teils des 5 % -Mehrwertsteuerausgleichs zu erarbei- 
ten, wobei der zur Verfügung stehende Betrag in Form 
gestaffelter, produktionsneutraler Einkommenszahlungen 
verteilt werden muß, 

j) Vorschläge zur Reform der landwirtschaftlichen sozialen 
Sicherungssysteme so rechtzeitig vorzulegen, daß noch in 
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der laufenden Legislaturperiode endgültige Beschlüsse 
gefaßt werden können; dabei ist insbesondere eine sozial 
gerechtere Ausgestaltung der Beitragslasten unabdingbar, 

k) durch eine Anpassung der Durchführungsbestimmungen 
der Milchquote den am stärksten an der Milchproduktion 
abhängigen Betrieben und Junglandwirten existenz- 
sichernde Entwicklungsmöglichkeiten zu geben, ohne die 
nationale Gesamtquote weiter zu überschreiten; eine EG- 
einheitliche Anwendung des Quotensystems ist unverzicht- 
bar, um Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der deutschen 
Erzeuger zu verhindern, 

l) sich bei der zur Herstellung des EG -Binnenmarktes notwen- 
digen Harmonisierung der nationalen Vorschriften für die 
Herstellung und das Inverkehrbringen von Lebensmitteln 
nachdrücklich für eine Harmonisierung auf höchstem 
Niveau einzutreten; in jedem Fall zum Schutze des Verbrau- 
chers vor Täuschung und Irreführung strenge 'Ke nnzeich- 
nunqsregelungen einzuführen, 

m) sidi ui der EG für eine Programm zur Förderung der umwelt- 
verträglichen Landwirtschaft einzusetzen und gleichzeitig 
entsprechende nationale Maßnahmen einzuleiten, 

n) ein EG-weites Verbot hormonaler Wachstums- und Lei- 
stungsförderer zu verwirklichen, 

o) integrierte Regionalprogramme zu entwickeln, um die 
Funktionsfähigkeit der ländlichen Räume bleibend zu 
sichern und dabei die erweiterten Möglichkeiten der EG- 
Strukturfonds zu nutzen, 

p) die Fangmöglichkeiten der deutschen Hochseeflotte in Dritt- 
landsgewässern dauerhaft zu sichern sowie der Kutter- 
fischerei im Küstenbereich ausreichende Quoten zur Ver- 
fügung zu stellen, um die Arbeitsplätze in den benachteilig- 
ten Küstenregionen zu erhalten; dabei müssen alle Anstren- 
gungen unternommen werden, um die Fangmöglichkeiten 
vor Kanada wieder zu eröffnen, 

q) sich bei den laufenden internationalen Handelsverhandlun- 
gen im GATT für einen weltweiten gleichgewichtigen 
Abbau der Agrarsubventionen und des wachsenden Protek- 
tionismus im Agrarhandel einzusetzen und dabei die mit den 
EG-Agrarreformbeschlüssen erbrachten Vorleistungen ein- 
zubringen mit dem Ziel, u. a. eine Neuregelung der Einfuh- 
ren von Getreidesubstituten zu erreichen. 

Bonn, den 15. April 1988 

Dr. Vogel und Fraktion 
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